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Quartierplanung " Bahnholstrasse Süd " 

Quartierplanreg le ment 

EXf=\' ':_,!\.R 65/QR 1 910 
Erlass AMT [-UR RAUr..1PlANUNG 

Die Einwohnergemeinde Therwll erlasst. gestützt auf §§ 2 - 6 und §§ 37 • 39 des Raumpla­
nungs- und Ballgesetzes (RBG) vom 8. Januar 1998, für die Areale A2 und A3 ohne Parzel­
len 31 1 und 312 der Teilzonenvorschriften .Zentrum" vom 9. Jal'luar 1996 QuartierpIanvor­
schriften, bestehend aus Quartierplan und Quar1 ierplanreglemerlt. 

Der Quartierplarl besteht aus folgenden Bestandteilen: 

• Tei lplan 1 Nutzung und Gestaltung 
• Tei lplan 2 Erschliessung und Par~ierung 
• Teilp lan 3 Gebäudeprofile 

Das MOdell 1-500 dient als Grundlage fOr die Nutzungsverteilung und die kubische Gesta'­
tur.g sowie fur derer. Beurteilur.g im Rahmen des Baugesuchsverfahrens und unterl iegt nicht 
dem Beschluss- und Genehmigungsverfahren. 

§ 1 Ziel und Zweck der Quartierplanung 

, Oie Quartierplanung .Bahnhofstrasse SOd" bezweckt die Umsetzung der Zie le der Teilzo­
nenplanung _Zentrum-. Oie bestehenden Bauler. sollen ersetzt ur.d das Area l mit publ ikums­
orientierten Nutzungen ur.d Wohnungen im Zentrum aufgewerte t werde r. . 

Z Mit dieser Quartierp lanung werden im wesentlichen folgende Ziele verfotgt: 

• Intensivierung der baulichen Nutzung, insbesor.dere der Bereitste llung von Flächen fur 
publikumsorienlierte Nutzungen sowie f(}r Dienst leistungen und Wohnen 

• Aufwertung der WohnsItuat ion auf der lärmabgewandlen Seite der Bahnhofsl rasse 
• Verbesserung der Verkehrs situation und des Wartebereiches bei der Bushaltestel le 

§ 2 Gellungsberelch 

, Die Quartierplanvorschriften fi nden Anwendung innerhalb des Quartierplanperimeters Tei l­
zonenplan .Zentrum", Area le A2 und A3 oh ne Parzellen 31 1 und 312. Die beiden Areale 
werden zu einer Planungseinheit vereinigt und die Nutzflächen (BGF) zusammengeiegi. 

Z Die Vorschriften sind verbindlich f(}r: 

• Lage, Grösse und Gestaltung der Baulen 
• Art und Mass der Nutzung 
• Gesta ltung, Nutzung und Unlerhalt des Aussenraumes 
• Erschliessung und Parkierung 
• Ver-und Entsorgung 
• Realisierung der Überbauung 

• Massgebende übergeordnete Gesetzgebungen (Kanton, Bund) sind zu beachten und wer­
den in diesem Reglement nicht speziell erwähnt. 
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§ 3 Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 

1 FOr die Lage und Grösse (Grundfläche, Geschosszahl, Gebäudeprofil) der oberirdischen 
Bauten und An lagen (Inkl. Ein- und Ausfahrt der Einstellhal len) sind die Teilpläne Nr. 1 _ 3 
sowie die nachstehenden Quartierplanbestimmungen rnassgebend. 

, Die Baubereiche im Teilplan Nr. 1 begrenzen die Lage der Baulen. Verschiebungen von 
Baubereichen und deren Nutzungsverteilung bzw. von partie llen Baubereichsbegrenzungen 
werden vom Gemeinderal geslaltel, sofern das Gesamtkonzept der übe'bauung keine Be­
einträchtigung erfährt. 

, Balkone dürfen - ausgenommen bei den Gestaltungsbaulinien - die Baubereiche um max. 
2.0 m überragen. 

• Bauten. Anlagen und Umschwung sind IOr s ich und in ihrem Zusammenhang mit der bauli­
chen und landschaftl ichen Umgebung im Ga nzen und In ihren Teilen so zu gestallen. dass 
eine befriedigende Gesamtwirkung erzielt wird; die Anforderungen gilt auch für Materialen 
und Farben. 
In begründeten Fällen kann der Gemeinderat ein Fachgutachten verlangen. 

, Auf den Sirassenseiten (Bahnhofstrasse und Känelmattweg) sind die im Quartierplan ein­
getragenen Arkaden zu erstellen. 

, Lage und Grösse der unterirdischen Bauten sind in den Teilplänen richtungsweisend dar­
gestellt und nur ln Bezug auf Anschlussbauten festgelegt. 
Die trolloir- und strassenseitigen Gestaltungsbaulinien sind auch unterirdisch einzuhalten. 
Ansonslen dürfen die unteri rdischen Bauten innerhalb der Parzellen frei erstellt werden. 

, Für die Definition der Gebäudeprofi le (max. Gebäudehöhe und verbindliche Geschosszahl) 
ist der Tei lplan Nr. 3 massgebend. Die Gebäudehöhen werden ab Strassenniveau Känel­
mattweg bis OK rohe Decke gemessen. 
Bei Flachdachern darf der Dachrand die Gebäudehöhe um maximal 0 .50 m, resp. als BrOs­
tung um 1.00 m uberragen. 

• Als Dachform sind nur Flachdächer zu lässig. Die Flachdächer sind e><:tens iv zu begrünen. 

• Obert ichter, EntlGftungsbauleile, l.iftüberfahrten u.ä. können die Dächer der Hauptbauten 
überragen, auch wenn d ie zulässige Gebäudehöhe dadurch überschritten wird. 

'0 Bei allen publikumsorientierten Nutzungen ist bei der inneren und äusseren Erschl iessung 
auf eine behinderlengerechle Bauweise zu achten. 

§ 4 Art und Mass der Nutzung der Bauten 

1 In den Erdgeschossen dOrfen innerhalb des Perimeters fGr publikumsorient ierte Nutzungen 
auf 70 % der überbauten Fläche nur publ ikumsorientierte Nutzungen wie Läden, Restau­
rants, Schalterhal len von Banken, Reisebüros und ähnliches untergebracht werden. 

, In den Obergeschossen ist eine Mischform von Wohnungsbau und Dienstleistungen er­
laubt. 
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' Ermittlung der anrechenbaren B11.Jltogeschossflache (BGF): 

• Als anrechenbare B11.Jttogeschossflache g ill die Summe aller ober- und unterirdiSChen 
Geschossflachen einschl iesslich der Mauer- und Wandquerschnitte. Die Fliichen im Erd­
geschoss im Perimeter fiir publikumsorientierte Nut.::ungen werden nur .::ur Hätfte an die 
B11.Jttogeschossfiäche angerechnet. 

• Nicht angerechnet werden: alle dem Wohnen und dem Gewerbe nicht dienenden oder 
hierfür nicht verwendbaren Flachen wie .::. S, zu Wohnungen gehörende Kel ler-, Estrich­
und Trockenräume sowie Waschküchen: Heiz-, Kohlen- und Tankräume; Maschinenräu­
me flir Lift-, Ventitations- und Kl imaanlagen; Gemeinschafts-Bastelraume in Mehrfamil i­
enhäusern; nich t gewerblichen Zwecken dienende EinSleIlraume flir Motorfahrzeuge, Ve­
los , Kinderwagen, usw.: Korridore, Treppen und Lifte, die ausschliessl ich nicht anrechen­
bare Räume erschliessen; offene Erdgeschosshallen: Oberdeckte offene Dachterrassen: 
offene ein- und vorspringende Balkone, sofern sie nicht alß Laubengänge dienen, 

Nachstehende Bauteile werden ebenfalls nicht zur anrechenbalen B11.Jttogeschossfläche 
ge.::ählt 

• unbeheizte Windfänge fli r Hauseingänge ausserh31b der isolierten Geb~udehOlle bis zu 
max, 10,0 m' bei Mehrfamilienhausern 

• unbeheizte, verglaste Zwischenklimaraume wie z. 8 . Wintergärten, Veranden und Balkon-
oder Sitzplatzverglasungen bis zu max, 15,0 m' je Wohnung 

• Aussenisolat ionen von bestehenden Gebauden 
• Mehrstärken von Aussenwänden bei Neubauten über 25 cm 
• offene Fussgängerüberdachungen und Arkaden 
• offene Überdachungen im Zufahrts- bzw, Einlahrtsbereich der Einstellhal len 

• Die maximal zuläss igen Bruttogeschossflächen (BGF) betragen' 

Grundbuch· Zulässige Brutloge-
Baubereich 

ParotGliennummor 
schossfläche 
(BGF in m') 

A 320/321 2'041 

B 320 445 

C 320 1'209 

0 313 1'353 
Ibe".heOOe Gebl_l 

Total 5'048 

, Verschiebungen von Bruttogeschossflächen von einem Saubereich In einen anderen sind 
zulässig, sofern das Gesamtkonzept nicht nachteilig beeinflusst wird, Sie bedürfen der Zu­
stimmung des Gemeinderates, 

§ 5 Gestaltung, Nutzung und Unterhalt des Aussenraumes 

, Die Gestaltung, Nutzung und Bepflanzung des Aussenraumes wird durch den Teitplan Nr, 
1 best immt. Für die Bepflanzung sind grundsätzlich einheimische, standortgerechte Arten zu 
wählen, 
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1 Im Baugasuchsverfahren ist eon verbiodlicher Umgebungsplan. mindestens im Massstab 
1 100. einzureichen. Der Umgebungsplan belnhaltellnsbesoodere: 

• bestehendes bzw. neu gestaltetes Terrain 
• Lage der Gebaudezugange und der Arkader\ 
• Ausgestaltung des Bushaltestellenbereiches 
• Art der Gronflächen, der Bepflar'lzung und der Belage, Gestaltungsmassnahmen und 

Massnahmen des ökologischen Ausg leichs 
• Lage der Ver- urld Entsorgungsanlagen. 

) Alle Zl,Ifahrten, Wege und Plätte sind durch die jeweiligen GrundeigentQmer zu erstellen 
und zu unterhalten. Die öffentlich zugänglichen Bereiche und die privaten Freiflachen sind 
mit einem einheillichen Belag ZlJ versehen. 

• Oie Beleuchtung der Erschliessungsflachen, Zufahrten und Zugänge ist Sache der Grund­
elgentOmer ul\<l hai nach einheitlichem Projekt zu erfolgen. 

s Die Oau'-'-,jJflanzung entlang der 8ahnhofstrasse und des Känelmattweges wird lU Lasten 
der GrundeigentOmer durch die Gemeinde e inheitlich enotem. Materialwahl und Art der Be­
pllanlung wird vom Gemeinderat festgelegt. 

§ 6 Erschllessung und Parklerung 

1 FOr die Zufahrten, ErschliessungsMchen und Zugänge sowie der ober- und unterirdischen 
Parkierung sind die Tellpl<'lne 1 und 2 massgebend. 

l Die Zufahrt lum Innenhof (vom Känelmattweg her) darf nur in beSchränktem Rahmen von 
Berechtigten fOr die Anlieferung benutzt werden. 

~ Die Anlahl der erforderlichen Abslellpl;1tte filr MOlOrfahrz.euge richlet Sich nach den Be­
stimmungen der Verordnung lum RBG und für Fahrräder nach den Empfehlungen der Weg­
leitung zur Bestimmung der Anlahl Abstellplätle fOr VeloslMofas des ARP BL. 

• In der Einstellhalle sind - nebst der nach RBG erforderlichen Parkplatuahl - mindestens 
25 zusätlliche Parkplätle lU erstellen. Diese sind als Pflichtpar'Kplätze von Nutzungen aus­
serhalb des Quart ierplanareals oder der Gemeinde käuflich lur Verlügung zu siel ien. Solan­
ge die zusätz lichen Parkplätle niCht durch Pflichtparkplätze oder die Gemeinde beansprucht 
werden. dürfen diese vorübergehend anden'>'e itig vermietet werden. 

~ Die oberirdischen Parkplätze entlang des K:lnelmattweges sind als Besucherparkplätle. fOr 
die publikumsorientierten Nutzungen innerhalb des Quartierplanperirneters. lU beleichnen 
und dOrfen nicht anderweitig vermietet werden. 

• Die Zufahrtsrampe zur unterirdisChen Elnstellha!le (EinSIelthalle mit halbölfentlichem Cha­
rakter) fOr Panellen 320 und 321,slmnemalb des GeMudes lU enotellen 

§ 7 Ver- und Entsorgung 

\ FOr die Wärmeeneugung isl ein Energiekonzept zu enote llen. Dabei 151 der Nachhalligkeil 
und dem Einsatz von emeuerbarer Energie beSOndere Beach tung zu schenken. Nach Mög­
Ijch~e it sind die Wärmezenlralen der einzelnen Gebäudekomplexe zusammenzulegen Der 
AnSChluss an die Femwärmeversorgung ISI zu prOfen. 
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I FOr alle NutzungeIl sind AbfallsammelrAume einzurichten. Die Grösse betragt 0,50 m' pro 
Wohnung. Jedoch mindestens 6.00 m'; fClr die Obrigen Nutzungen richtet sich die Grösse 
nach Art und Nutzfläche des jeweil igen Betriebes. 

§ 8 lännschutt 

• FOr das Quart,erplan-Areal gilt die lärmempfindlichke,lsstvfe (ES) 111 

J Werden bei lärmempfindlichen Räumen in Neubauten mit WOhnnutzung entlang der Bahn­
hofstrasse die Immissionsgrenzwerte Oberschritten, sind lärmreduzierende Massnanmen 
(Grundrissorganisalion, Ausrichtung der LG!tungsfenster zu lärmempfindl ichen Rilumen, 
vorgesetzte Glasfassaden, Lärmschutzbalkone, schallgedämmle ZwangsenliGflung usw, ) im 
Sinne von Art 31 LSV vorzusehen. Verbindliche Projektmassnahmen und entsprechende 
Nachweise zur Einhaltung der Lärmgrenzwerte Sind im Rahmen des Baugesuchsverfahrens 
zu erbringen 

§ 9 Realisierung und Quartierplanvertrag 

, Eine allfällige spätere Parzell~rung des Areals ist zulässig, sofern die Verwirkli chung der 
Quart ierplanung nichl ln Frage gestel ll wird 

2 Wird die Überbauung etappenweise realisll!!rt, so sind die Nebenanlagen wie Parkierung. 
Freiflächen, Zufahrten etc. anteilmassig so zu erstellen, dass der Bedarf in der jeweiligen 
Etappe gedeckl isl und eine spatere Realisierung der gesamten Überbauung nicht erschwert 
oder verhindert wird. Der Gemeinderat legt fallweise Ausnahmen fesl, WO sich aufgrund der 
schrittweisen Realisierung des Quart~rplanes Übergangslösungen aufdrangen. 

I Die jeweiligen Grundeigentümer haben siCh gegenseitig alle rur die Realisierung und die 
Funktionsfahigkeit der QuartierplanOberbauung erforderlichen Landabtretungen und Servitu­
te einzurolumen Im Quartierplanvertrag sind insbesondere zu regeln: 

• Landablretungen fOr Erschl iessungsfiachen 
Erstellung und Unterhalt von gemeinsamen Bauten und Anlagen 

• öffentliche Geh- und Fahrrechte 
• Bau- und Durchleitungsrechle 
• Näher- und Grenzbaurechte 
• Benutzungsrectlte 
• UnterhaR und Betneb der öffentlich rugänglichen Flilchen und Anlagen 

§ 10 Ausnahmen und Abweichungen von den Quart ierplan-Vorschrlften 

, Die Bewilligungsbehörde kann auf Antrag des Gemeinderates, In Erwligung der öffentli­
chen und privaten Interessen. Ausnahmen von den Quart~rplanvorschriften bewilligen, SO­
lern besondere VerNiltmsse dies rechtfertigen, und die Voraussetzung erfullt ist, dass doe 
der Quartierplanung zugrunde liegende Gesamtkonzeption in stildtebaulicher, arChitektoni­
scher und gestalterisener Hinsicht nichl verhindert wird. 

§ 11 Schlussbestimmungen 

, Die Genehmigung der Quartlerplanvorschrifter'l durch den Regierungsrat setzt voraus. dass 
der Quartierplanvertrag gemiIss § 46 RBG zwischen den beteiligten Gnmoeigenlümern ur'ld 
der Gemeinde allseitig unlefZeichnet und damit die Realisierung der Oberbauung sicherge­
slellt ist. 
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I Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Ouartierplanvorschnften Das Baubewilli­
gungsverfahren bleibt vorbehalten. 

I Alle im Widerspruch zu den Quartierplan~orschrifterl stehertden früheren ZonelworschrlftM 
gelten als aufgehoben . 

• Der Quartierplan ,Bahnhofstrasse Süd" tritt mit Genehmigung durch den Regierungsrat in 
Rechtskraft 

Beschlussdalen 

Gemeinde 

BeschlusS des Gemeinderates: 09. August 2004 

Beschluss der Gemeiooekommission: 24. August 2004 

Beschluss der Gemeindeversammlung: 15. September 1004 
Referer'ldumsfrist: 14. Oktober 2004 

Urnenabstimmung: 

Publikation der Planauflage im Amtsblatt Nr. 44 vom 28. Oktober 2004 

Planauf~ge vom 28. Oktober 2004 bis 26. November 2004 

Namens des Gemeinderates 

Kanton 

Vom Regierungsrat des Kantons Basel·Landschaft genehmigt 

mit Beschluss Nr. Aq~~ vom - .. ~,)uli 2005 

Publikahon des Regierungsratsbeschlusses 

im Amtsblatl Nr. 1+ vom ·h .. lI.I\i o~ 

Der landschreiber: 

/0r/ 


